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Tarifverträge und Streiks für  
internationale Solidarität? (2014)

Visionen glokalen1 Handelns von Gewerkschaften, 
Betriebsräten und Bündnisparterinnen

Ingeborg Wick/Bodo Zeuner 

2013 gelang den Beschäftigten im deutschen Einzelhandel, organisiert von ih-
rer Gewerkschaft ver.di, durch einen langen und standhaft geführten Kampf ein 
bundesweiter Tariferfolg. Viele der Streikenden waren gleichzeitig empört über 
die Verletzung von Lebens- und Arbeitsrechten der Beschäftigten am anderen 
Ende der Produktions- und Wertschöpfungskette. So auch am 3.6.2013 bei einer 
Baden-Württembergweiten Streikdemonstration in Stuttgart. Vertreter von tie 
und ver.di stellten Verflechtungen von Handelsunternehmen und Ursachen die-
ser immer wiederkehrenden Katastrophen dar. In Bangladesch kamen über 1000 
Textilarbeiterinnen, die auch für deutsche Handelsketten produzierten, bei einem 
Fabrikeinsturz im April 2013 ums Leben.

Viele der in Deutschland Streikenden und ihre Gewerkschaft hatten sich schon 
zuvor entschieden gegen die mörderischen Arbeitsbedingungen in Bangladesch 
eingesetzt, einige hatten auch als Betriebsratsmitglieder auf ihre Firmenpolitik 
Einfluss genommen, z.B. im Rahmen des von Transnationals Information Ex-
change (tie; ein weltweites Basisnetzwerk von arbeitenden Menschen) entwi-
ckelten und von ver.di übernommenen ex-chains-Projekts bei H&M. Als Folge 
der weltweiten Proteste gelang immerhin ein Brand- und Gebäudeschutzabkom-
men für Bangladesch, das erstmals eine bindende vertragliche Verpflichtung der 
Auftraggeberfirmen enthält, an deren Überwachung auch Gewerkschaften und 
Nichtregierungsorganisationen (NROs) beteiligt sind.

Erreicht wurden also nationale und internationale Fortschritte durch Kampf 
und Protest, und in Deutschland waren die aktiven Trägerinnen zum großen Teil 
identisch. Aber ihre Aktionen fanden auf verschiedenen Ebenen und Handlungs-
feldern statt.

Muss das so sein? Hätten deutsche Beschäftigte des Einzelhandels auch dafür 
streiken dürfen, dass Karstadt, Zara, H&M u.a. für von ihnen mit verursachte 
Arbeitsunfälle in Bangladesch verantwortlich gemacht sowie zur Entschädigung 
und Abstellung der Ursachen gezwungen werden? Und wenn sie dürften, hätten 

1	 „Lokal Handeln, global Denken“ lautet eine bekannte Parole. Das Wort glokal drückt noch 
besser aus, dass in der einen Welt, in der wir leben, lokales und globales Handeln und Den-
ken untrennbar verwoben sind.
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sie auch können und sollen?
Unsere folgenden Überlegungen widmen sich der Frage, wie nationale Ver-

handlungsmacht einschließlich Arbeitskampfkapazität für internationale Soli-
darität genutzt werden kann. Dabei sollen, zum Teil hypothetisch und utopisch, 
Möglichkeiten, Hindernisse und auch Fallstricke in den Blick genommen werden. 
Wir müssen dabei stets die gegebenen rechtlichen Regeln betrachten, aber zu-
gleich auch die sozio-ökonomischen Kräfteverhältnisse und die Bewusstseinsla-
gen, auf die es ankommt, wenn abhängig Arbeitende das geltende Recht nutzen 
oder verändern wollen.

Die Utopie eines Welttarifvertrags

Kollektivverträge mit verbindlichem Charakter, die über nationale Grenzen hi-
nausgehen, stehen seit Jahrzehnten auf den Wunschlisten des gewerkschaftlichen 
Internationalismus, aber Realisierungen sind äußerst rar. Schon innerhalb der EU 
waren transnationale Vereinbarungen der EGB-Gewerkschaften, in den – weiter-
hin national abgeschlossenen – Branchentarifverträgen Mindeststandards nicht 
zu unterschreiten und einander vor Abschlüssen zu konsultieren, selten und we-
nig belastbar. Immerhin gibt es einen Leuchtturm: Einen wirklich internationalen 
Tarifvertrag, abgeschlossen für Seeleute weltweit, zwischen der Internationalen 
Transportarbeiterföderation ITF und den Reedern, der u.a. Mindestlöhne festlegt.

Das Beispiel ist allerdings wegen mancher Besonderheiten schwer übertragbar. 
Dazu gehört, dass es nicht die betroffenen Seeleute, sondern die mit ihnen ver-
bündeten Hafenarbeiter mit ihrer Tradition internationaler und berufsübergrei-
fender Solidarität sind, die diesem Tarifvertrag zur Wirksamkeit verhelfen.

Gleichwohl zeigt das Beispiel, dass internationale Tarifverträge nicht unmög-
lich sind. Und dass zur Solidarität immer beides gehört: ein moralischer Impuls 
zur Gemeinsamkeit des Kampfs gegen Ausbeutung und Unrecht und ein Interes-
senkalkül. Denn die Hafenarbeiter unterstützen die Seeleute auch, damit diese 
sich in den Häfen nicht als Billigkonkurrenz beim Be- und Entladen missbrau-
chen lassen.

Prinzipiell ist die Idee eines Welttarifvertrags in weltweiten Wertschöpfungsket-
ten bestechend, gerade in den so genannten „buyer-driven value chains“, in denen 
transnationale Einkaufsunternehmen für die Arbeitsbedingungen bei ihren welt-
weiten Lieferanten hauptverantwortlich sind. Schließlich werden die Näherinnen 
in Dhaka ebenso wie die Verkäuferinnen in deutschen Handelsunternehmen zu 
Niedriglöhnen ausgebeutet, und zwar von denselben Profiteuren. Warum sollte 
z.B. der deutsche (oder der weltweite) Textileinzelhandel gemeinsam mit seinen 
Zulieferunternehmen nicht von den Gewerkschaften der für ihn Arbeitenden auf 
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der ganzen Welt zu einem Tarifvertrag gedrängt werden, der Mindestlöhne und 
Mindestarbeitsbedingungen weltweit festlegt?

Es zeigt sich: Die Frage lässt sich nicht stellen, ohne dass zugleich die im Wege 
stehenden Hindernisse benannt werden. Weder auf der Kapitalseite noch auf der 
Lohnarbeitsseite sind derzeit auch nur annähernd tariffähige Organisationen zu 
sehen. Diese müssten ja die Interessen ihrer Seiten bündeln und vereinheitlichen 
können, zugleich verpflichtungsfähig gegenüber ihren Mitgliedschaften sein. Zu-
gleich wäre aus heutiger Sicht ganz unklar, wie denn die Einhaltung des Tarifver-
trags in den verschiedenen Staaten durchsetzbar wäre. Durch ständige Streikbe-
reitschaft? Die ist nicht überall gegeben. Durch Klagen vor nationalen Gerichten? 
Die sind nicht selten korrupt, regierungs- und unternehmerabhängig, oder sie 
erklären sich für unzuständig. Durch eine internationale Gerichtsbarkeit? Die 
müsste erst geschaffen und mit Durchsetzungsmitteln ausgestattet werden.

All diesen offensichtlichen Hindernissen zum Trotz: Die Idee eines transnati-
onalen, eines globalen Tarifvertrags samt globaler Arbeitskämpfe gegen das jetzt 
schon global agierende Kapital ist kein Luftschloss, sondern muss eine hand-
lungsorientierende Vision werden, sonst hat die Arbeiterbewegung den internati-
onalen Klassenkampf endgültig verloren.

Ein nationaler Streik für internationale Solidarität?

Wenden wir uns der Themenfrage von der anderen, zutiefst Utopie- und visions-
fernen Seite des geltenden deutschen Arbeitsrechts zu. Wäre denn, vielleicht als 
erster Schritt zur Utopie des Welttarifvertrags, nach dem deutschen Tarif- und 
Streikrecht eine Möglichkeit gegeben, dass Verhandlungsmacht und Kampfkraft 
deutscher Beschäftigter für Ziele internationaler Solidarität eingesetzt werden? 
Dürften deutsche Beschäftigte von Handelsfirmen, unter Berufung auf inter-
nationale Arbeitnehmersolidarität, z.B. dafür streiken, dass ihr Arbeitgeber das 
Bangladesch-Abkommen zur Gebäudesicherheit bei den Zulieferern unterzeich-
net? Oder dass Adidas in Herzogenaurach sich an der Nachzahlung von Sozi-
albeiträgen beteiligt, um die der Adidas-Zulieferer Yue Yuen im chinesischen 
Dongguang seine Arbeiterinnen jahrelang betrogen hat? Für dieses Ziel streiken, 
während wir dies schreiben, in China 40.000 Beschäftigte. Wäre ein Solidaritäts-
streik im Verursacherland Deutschland erlaubt? Könnte die Einhaltung von Ar-
beitsnormen bei internationalen Zulieferern und Subunternehmen Gegenstand 
von deutschen Tarifverträgen, etwa im Einzelhandel, sein? Sollte ver.di dazu bei 
der nächsten Tarifrunde Forderungen aufstellen, und wenn ja, welche?

Die rechtliche Lage ist kompliziert, aber keineswegs aussichtslos. Gestreikt 
werden darf in Deutschland nur von Gewerkschaften und nur für Tarifverträ-
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ge. Diese können auch Fragen des Betriebsverfassungsrechts, etwa Ausweitung 
der Mitbestimmung der Betriebsräte, regeln, über das hinausgehend, was das Be-
triebsverfassungsgesetz vorschreibt. Denkbar wären also Informations- und Kon-
sultationspflichten des Arbeitgebers gegenüber dem Betriebsrat über die Tätigkeit 
des Unternehmens im Ausland, insbesondere über die Beachtung von Arbeits-
normen bei dortigen Unternehmensteilen und Zulieferern.

Außerdem können Tarifverträge gemeinsame Einrichtungen der Tarifver-
tragsparteien etablieren. Das Tarifvertragsgesetz nennt „Lohnausgleichskassen, 
Urlaubskassen usw.“ (§4 Abs 2). Aber vielleicht wären auch „gemeinsame Ein-
richtungen“ zur Kontrolle der Einhaltung von Internationalen Arbeitsnormen bei 
Filialen und Zulieferbetrieben im Ausland vereinbar?

Unter Juristen umstritten ist die Frage, ob per Tarifvertrag auch inhaltliche 
Fragen der Unternehmenspolitik, etwa Produktionsverlagerungen oder Investiti-
onen, geregelt werden oder mitbestimmungspflichtig gemacht werden können. In 
Italien gab es in den 1970er Jahren viele Firmentarifverträge, die norditalienische 
Unternehmen zu Investitionen im Süden verpflichteten.

Schließlich ist zu fragen, ob das deutsche, sehr eingeschränkte Streikrecht nicht 
europa- und globalisierungsadäquat ausgeweitet werden müsste. Das könnte sich 
beziehen auf  

–	 den politischen Streik, bei dem der gewerkschaftliche Druck auf Regierung 
und Gesetzgeber gerichtet wird. Diese Streikart ist in vielen europäischen 
Ländern erlaubt, aber in Deutschland – durch Richterrecht – untersagt. Wür-
de dieses Verbot revidiert, könnten Gewerkschaften z.B. gegen die Haltung 
der Bundesrepublik, deutsche Unternehmen für in ihrem Auftrag begangene 
Menschenrechtsverletzungen im Ausland prinzipiell nicht haftbar zu ma-
chen, öffentlich und während der Arbeitszeit mobilisieren.

–	 den internationalen Solidaritätsstreik. Hier gibt es eine restriktive Rechtspre-
chung des EuGH von 20072, die heftig umstritten ist. In Deutschland hat das 
Bundesverfassungsgericht in einem Grundsatzurteil von 1980 festgestellt, es 
gebe im Kapitalismus ein Ungleichgewicht zwischen Lohnarbeit und Kapi-
tal. „Die sozialen Gegenspieler (müssen) das Verhandlungsgleichgewicht mit 
Hilfe von Arbeitskämpfen herstellen und wahren können.“3 Wenn die Verfas-
sungs- und Arbeitsgerichte anerkennten, dass mit der Transnationalisierung 
und Globalisierung der Produktion, der Konkurrenz und der Arbeitsmärkte 
auch die „sozialen Gegenspieler“ zunehmend weltweit und grenzüberschrei-
tend „Verhandlungsungleichgewichte“ auszugleichen haben, dann wäre die 
rechtliche Anerkennung internationaler Solidaritätsstreiks die logische Kon-
sequenz. 

2	 Michael Kittner: Arbeits- und Sozialordnung, Frankfurt a.M. 2012, S. 1537.
3	 Ebd., S. 1528.
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Bei allen rechtlichen Hürden und Komplikationen: Letztlich ist die Frage, ob in-
ternationale Solidaritätsstreiks in Deutschland möglich sind, eine Frage der Kräf-
teverhältnisse und des Interessenbewusstseins der Akteure.

Interessen, insbesondere Gemeinsamkeiten von Interessen, sind nämlich nicht 
einfach objektiv gegeben, sondern definitionsbedürftig. Es käme darauf an, dass 
die Beschäftigten in Deutschland wirklich davon überzeugt sind, dass es entlang 
der Wertschöpfungskette gemeinsame Interessen der Arbeitenden gibt, dass bei 
Kämpfen um Arbeits- und Lebensrechte der Textilarbeiterinnen in Bangladesch, 
Kambodscha, Vietnam und China, um nur einige Beispiele zu nennen, auch die 
Interessen der in den Abnehmerländern Arbeitenden auf dem Spiel stehen. An-
ders etwa als bei der Solidarität, die im Fall von Produktionsverlagerungen in 
der Automobilindustrie verlangt ist (und schwer genug zustande kommt), geht 
es hier nicht um die Eindämmung von Unterbietungskonkurrenz um gleiche Ar-
beitsplätze.

Bei der Solidarität entlang den Produktionsketten geht es vielmehr um einen 
Kampf für alle Arbeitenden um minimale Standards und Rechte, die, wenn sie 
an einem Punkt missachtet, reduziert oder abgeschafft werden, auch woanders 
bedroht sind, zumal dann, wenn diese Missachtung oder Abschaffung von densel-
ben Weltkonzernen oder denselben kapitalistischen, mit den Regierungen ver-
bundenen Machtgruppen betrieben wird, die auch in der „ersten Welt“ Herrschaft 
ausüben. Zu dieser Solidarität gehört für Menschen in den Industrieländern ne-
ben einer universalistischen Moral, nach der alle Menschen gleiche Rechte und 
Lebenschancen haben sollten, auch die Erkenntnis, dass dem weltweit operie-
renden Kapital auch zum Selbstschutz Grenzen gesetzt werden müssen.

Diese Moral und diese Erkenntnis sind auch unter den deutschen Gewerk-
schafterlnnen bisher keineswegs „Mainstream“. Man denke nur an die Abstinenz 
der deutschen Gewerkschaften bei Streikaktionen gegen den Abbau von Tarif-
verträgen und Gewerkschaftsrechten in Südeuropa im Zuge der deutschen Aus- 
teritäts-Politik unter den Merkel-FDP- bzw. Merkel-SPD-Regierungen.

Bevor es einen internationalen Solidaritätsstreik gibt, wäre in den deutschen 
Gewerkschaften noch viel Bildungsarbeit im Sinne von „Wir leben wirklich in 
einer Welt!“ zu leisten. Nötig wären auch viel mehr internationale Begegnungen, 
die diese Erkenntnis emotional untermauern.

Immerhin, Betriebsratsmitglieder von H&M, die solche Begegnungen in Bang
ladesch hatten, konnten ihre Kolleginnen und auch ihre Wählerbasis in Deutsch-
land von der Notwendigkeit, gegenüber dem Management systematisch für die 
Rechte der asiatischen Kolleginnen einzutreten, überzeugen. Hier gibt es schon 
Beispiele, wie deutsches Arbeitsrecht, insbesondere die Mitbestimmung der Be-
triebsräte, im Sinne internationaler Solidarität genutzt werden kann.
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Grenzen, Bündnisse und der Staat

Auch wenn es eine Kampfbereitschaft der Gewerkschaften in Deutschland und an-
deren entwickelten Industrieländern für internationale Solidarität gäbe, auch wenn 
die genannten rechtlichen Hindernisse sich als überwindbar erwiesen, blieben im-
mer noch Probleme der Grenzen rein gewerkschaftlicher Aktionen. Internationale 
Klassensolidarität braucht Bündnispartnerinnen und braucht Verbindlichkeit, die 
letztlich auch durch staatliche Kontrolle und durch Gerichte, die gegen Konzerne 
wirksame Strafen verhängen können, gewährleistet werden muss.

Ohne Bündnisse mit sozialen Bewegungen und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
wären Gewerkschaften weltweit zu schwach, um den sozialen Verwerfungen der 
globalisierten Wirtschaft zu begegnen. Ihre Mitarbeit in sozialen Allianzen ist in 
mehrfacher Hinsicht eine Frage des Eigeninteresses, denn sie brauchen nicht nur 
Zuarbeit, sondern auch eine Fortentwicklung ihrer Grundlagen und eine Erneu-
erung.

Durch massive Produktionsauslagerungen von Unternehmen in Entwicklungs-
länder und Regionen ohne wirksame Gewerkschaften wie auch die Praxis von 
Outsourcing und Kontraktarbeit wurde die Stellung von Gewerkschaften überall 
in der Welt in den letzten Jahrzehnten systematisch ausgehöhlt.

Als männerdominierte Interessenvertretung von Beschäftigten ist die Wirkung 
von Gewerkschaften auf weibliche Beschäftigte weltweit stark eingeschränkt – ein 
Manko, das sich mit der Schaffung von Arbeitsplätzen vor allem für Frauen in 
den ausgelagerten Industrien noch verschärft hat. Nicht zufällig sind deshalb als 
Gegenmodelle oder als Ergänzung zu Gewerkschaften Frauenorganisationen wie 
Maquila-Netzwerke in Mittelamerika oder die Frauengewerkschaft SEWA in In-
dien entstanden, die frauenspezifische Diskriminierungen am Arbeitsplatz the-
matisieren und sich in Allianzen zu arbeitsweltbezogenen Fragen einbringen.

Gegen gewerkschaftliche Marginalisierung und Arbeitsrechtsverletzungen in 
globalen Lieferketten von Unternehmen sind deshalb Gewerkschaften seit den 
1990er Jahren zahlreiche internationale Bündnisse mit NROs – unter ihnen 
Frauenorganisationen, kirchliche Gruppen und wissenschaftliche Einrichtungen 
– eingegangen. In Allianzen wie der Anti-Sweatshop-Bewegung oder der Kam-
pagne für Saubere Kleidung/Clean Clothes Campaign (CCC) konnten sie seither 
Unternehmen durch öffentlichkeitswirksame Kampagnen in den Hauptkonsum-
märkten an den Pranger stellen („naming and shaming“) und durch Solidaritäts-
aktionen in den Produktionsländern erfolgreich unter Druck setzen. Vor allem 
gelang es Bündnissen wie den genannten, die multinationalen Einkaufs- und 
Markenunternehmen als Hauptprofiteure globalisierter Produktions- und Han-
delsketten zu identifizieren und somit ihre Hauptverantwortung für die Verbesse-
rung von Arbeitsbedingungen bei ihren Zulieferern herauszustellen.
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Bisher verfehlten sie jedoch ihr Ziel, zu einer dauerhaften Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in globalen Lieferketten von multinationalen Unternehmen 
beizutragen. Punktuelle Erfolge betrafen eher die Abschaffung konkreter Miss-
stände und nicht struktureller Probleme wie die Gewerkschaftsrepression oder 
Frauendiskriminierung.

Ein Grund dafür ist, dass von den NROs oft ein zu starkes Gewicht auf freiwil-
lige Unternehmensregulierungen etwa über Verhaltenskodizes oder unabhängige 
Überprüfungseinrichtungen („Multistakeholder-Initiativen“) gelegt wurde. An-
dererseits blieb die Mitarbeit von Gewerkschaften in Bündnissen wie etwa von 
ver.di in der deutschen CCC ein zwar wichtiges, jedoch randständiges Arbeits-
feld. Selbst der von ver.di ins Leben gerufenen Lidl-Kampagne der Jahre 2005-
2006, die öffentlichkeitswirksam von attac, der CCC u.a. unterstützt wurde und 
die mit der Schaffung von Betriebsräten in mehreren Lidl-Filialen durchaus er-
folgreich war, gelang keine weitere Verankerung in der Gewerkschaft.

Allerdings markiert der Fabrikeinsturz in Bangladesch 2013 nun offensicht-
lich einen Wendepunkt der gewerkschaftlichen Schwerpunktsetzung: ver.di, die 
CCC und tie riefen am 24. April 2014 zur Gründung einer Kampagne „Eigen-
tum verpflichtet“ auf, die sich für Entschädigungszahlungen an die Betroffenen, 
eine stärkere Vernetzung der Beschäftigten entlang der Wertschöpfungskette der 
Bekleidungsindustrie und für eine gesetzliche Unternehmensverantwortung ein-
setzen will. Es ist sehr begrüßenswert, dass mit dem Ruf nach einer stärkeren Ver-
netzung der Beschäftigten in Produktionsländern von Bekleidung und Filialen 
des Textileinzelhandels in Deutschland auf breiterer Basis Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden sollen, dass Forderungen an Unternehmensleitungen und Fra-
gen internationaler Solidarität an der Gewerkschaftsbasis diskutiert und damit in 
ver. di stärker verankert werden können.

Da im internationalen Rechtssystem bisher keine Unternehmenshaftung für 
gravierende Arbeits- und Menschenrechtsverletzungen in globalen Niederlas-
sungen und Zulieferbetrieben existiert, kommt der Forderung der Kampagne 
„Eigentum verpflichtet“ nach einer solchen gesetzlich bindenden Regelung große 
Bedeutung zu. Bündnisse wie „Rechenschaftspflicht für Unternehmen“ („Corpo-
rate Accountability“, CorA) und die „Supermarktinitiative“, in denen ver.di in den 
letzten Jahren aktiv mitgearbeitet hat, haben diese politische Stoßrichtung aus der 
Erkenntnis heraus forciert, dass die starke Konzentration im herrschenden neoli-
beralen Diskurs auf Governance-Modelle mit einer freiwilligen Selbstregulierung 
wirkungslos, wenn nicht gar kontraproduktiv war. Freilich bläst diesen Initiativen 
ein starker Wind ins Gesicht, haben sich die Unternehmen doch bisher erfolg-
reich dagegen gewehrt, dass ihre globalen Aktivitäten an bindende arbeits- und 
sozialrechtliche Auflagen geknüpft und ggfs. sanktioniert werden. Es ist skan-
dalös, dass es offensichtlich einer Kaskade von Katastrophen und menschlicher 
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Tragödien bedurfte, um völkerrechtliche Schritte in dieser Richtung einzuleiten.
Ob das Bangladesch-Abkommen, das nach dem Fabrikeinsturz von Rana Plaza 

im April 2013 aus einem breiten Bündnis von Regierungen, Unternehmen, Ge-
werkschaften und NROs entstanden war und mittlerweile von mehr als 150 Un-
ternehmen unterzeichnet worden ist, tatsächlich einen qualitativen Fortschritt für 
die Beschäftigten bringt, ist noch nicht ausgemacht, denn Vertragsverpflichtungen 
sind z.T. nicht scharf formuliert. Die Voraussetzungen sind jedenfalls besser als je 
zuvor: Die Regierung von Bangladesch hat im Kontext dieses Abkommens erst-
mals die Anerkennung gewerkschaftlicher Rechte gesetzlich festgeschrieben. Die 
globalen Gewerkschaften UNI (zu der ver.di gehört) und IndustriALL können 
jederzeit vor ein deutsches Gericht ziehen, wenn Bestimmungen des Abkommens 
verletzt werden und Vermittlungswege wirkungslos sein sollten.

Alles nur utopisch? Wie weiter?

Was vor nur wenigen Jahren als utopisch galt, ist heute schon Teil der Realität 
geworden: Das Bangladesch-Abkommen ist eine Steilvorlage für unmittelbares 
glokales Handeln von Gewerkschäften und Betriebsräten im Einzelhandel, das 
heißt für die Verknüpfung ihres Alltagshandelns mit internationaler Solidarität 
am Beispiel eines konkreten Einzelfalls. Es eröffnet schon heute vielfältige Ak-
tionsmöglichkeiten und kann – auch jenseits der Bekleidungsbranche und die-
ses Länderbeispiels – gleichzeitig den Grundstein für die Realisierung weiterge-
hender Ziele, wie sie oben ausgeführt wurden, legen.

Von zentraler Bedeutung ist dabei die Intensivierung des Erfahrungsaustauschs 
zwischen den Beschäftigten in Deutschland und in den Entwicklungsländern, 
denn so wachsen am fruchtbarsten die Motivation und die Kenntnis der Inter
essen auf beiden Seiten. Die tie-Erfahrungen mit Begegnungsreisen sind hierfür 
gute Belege.

Das Bangladesch-Abkommen bietet darüber hinaus Ansätze, die internationale 
Dimension in die Betriebsratsarbeit nicht nur punktuell zu integrieren. Mit der 
Unterschrift ihres Unternehmens müssten Betriebsräte das Verhalten ihrer Un-
ternehmen, inkl. Entschädigungszahlungen und faire Einkaufspraktiken, die die 
Einhaltung grundlegender Arbeitsnormen ermöglichen, kontinuierlich verfolgen.

Auch in der Fortentwicklung des Rechts bietet das Abkommen neue Möglich-
keiten: Sollten in Zukunft im Rahmen einer gesetzlich festgelegten Sorgfalts-
pflicht, wie sie CorA und andere Bündnisse fordern, Haftungsregeln für deutsche 
Unternehmen gelten, so rücken heute noch meist ferne Unternehmensaktivitäten 
in vielen Teilen der Welt noch näher an die Tagesgeschäfte der Interessenvertre-
tungen der Beschäftigten heran. Denn es kann ja den Beschäftigten und ihren 
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Vertreterinnen hierzulande nicht egal sein, ob „ihrer“ Firma durch Missachtung 
internationalen Arbeitsrechts Kosten entstehen. Extreme Ausbeutung von Arbei-
terInnen im Ausland würde dann zu einem im Zweifelsfall teuren „Management-
fehler“, statt wie bisher zu einem Instrument der Profitmaximierung.

Auch hier zeigt sich, dass die Formulierung vernünftiger Ziele angesichts herr-
schender Verhältnisse immer ein utopisches Element enthalten muss. Die Idee, 
dass Unternehmen für ihre weltweiten Verletzungen der Menschenrechte wirk-
sam zur Verantwortung gezogen werden, ist von der Realität weit entfernt. Real 
haben wir eine Bundesregierung, die in ihrem Koalitionsvertrag als ihr erstes Ziel 
die Stärkung der deutschen Wirtschaft nennt, und deren Vizekanzler und Wirt-
schaftsminister, zugleich Vorsitzender der SPD, bei seinem Besuch in China über 
die Benachteiligung deutscher Unternehmen klagt, statt auf die Missachtung von 
Arbeitnehmerrechten in China hinzuweisen und zu versprechen, in Deutschland 
etwas gegen die hiesigen Verursacher und Profiteure zu unternehmen.

Gleichwohl: Es gibt Erfahrungen, die zur Utopie drängen, dazu gehört, dass wir 
wirklich in einer Welt leben, dass der Weltmarkt nicht irgendwo in weiter Ferne 
stattfindet, sondern vor unserer Haustür, in unserem Betrieb und auf unserem 
Einkaufszettel – und dass es deshalb gute Gründe und auch ermutigende Beispiele 
für glokale Solidarität gibt.

Quelle: Kobel, Anton (Hg.): „Wir sind stolz auf unsere Kraft“. Der lange und phantasievolle Kampf 
un die Tarifverträge 2013 im Einzelhandel, VSA Verlag Hamburg 2014, S. 94-105


